
nicht in 'Anwesenheit der Beteiligten beraten und ge­
faßt hat. Da nach Ziff. 23 Abs. 1 SchK-Richtlinie die 
Schiedskommission in der R e g e l  öffentlich berät, 
kann wegen einer nichtöffentlichen Beschluß-Beratung 
die Vollstreckbarerklärung des Schiedskommissions- 
Beschlusses nicht versagt werden.
Nach Abschn. II Ziff. 8 der OG-Richtlinie Nr. 19 kann 
das Gericht auf Grund der Beratung an Hand überein­
stimmender Erklärungen der Beteiligten oder von Aus­
künften von Konfliktkommissions-Mitgliedern sowie 
geeigneter Beweismittel feststellen, daß die Vorausset­
zungen für die Erteilung der Vollstreckbarerklärung 
vorliegen, und den Konfliktkommissions-Beschluß dar­
aufhin für vollstreckbar erklären. Das treffe auch für 
den Fall zu, daß der Konfliktkommissions-Beschluß 
zwar eine Zahlungsverpflichtung ausspricht, aber die 
Höhe des zu zahlenden Betrags nicht nennt. In diesem 
Fall könne das Gericht in einer Beratung die Höhe des 
zu zahlenden Betrags feststellen und den Konfliktkom­
missions-Beschluß insoweit durch die Angabe des zu 
zahlenden Betrags in seinem Beschluß über die Voll­
streckbarerklärung ergänzen5.
Maßgeblich ist, daß der im Beschluß bzw. in der vor der 
Schiedskommission erzielten Einigung nicht genannte 
Betrag vom Kreisgericht ohne erhebliche Ermittlungen 
eindeutig bestimmbar ist. Das ist z. B. bei der Leistung 
von Schadenersatz wegen Beschädigung eines Gegen­
stands durch Vorlage der Handwerkerrechnung über 
die Instandsetzung der Fall, wenn aus der Rechnung 
nicht nur der Betrag, sondern auch die Art der Repa­
ratur hervorgeht und sich daraus ergibt, daß es sich 
um den dem Beschluß bzw. der Einigung zugrunde lie­
genden Schaden handelt.

Wenn sich die Höhe des zu zahlenden Betrags nicht auf 
Grund von übereinstimmenden Erklärungen der Betei­
ligten ergibt, sondern an Hand von Auskünften durch 
Schiedskommissions-Mitglieder oder durch andere ge­
eignete Beweismittel ermittelt werden soll, ist ein stren­
ger Maßstab anzulegen. In jedem Fall ist dann über 
die Vollstreckbarerklärung mündlich zu verhandeln. 
Hierfür ist auch der Unterschied zwischen der E n t ­
s c h e i d u n g  der Konfliktkommission in arbeitsrecht­
lichen Streitigkeiten und der E i n i g u n g  der Parteien 
in zivilrechtlichen Streitigkeiten vor der Schiedskom­
mission zu beachten. Eine betragsmäßige Ergänzung 
und Vollstreckbarerklärung des Beschlusses bzw. der 
vor der Schiedskommission erzielten Einigung ohne 
Zustimmung des Antragsgegners kommt dann nicht in 
Betracht, wenn die Festlegungen allgemein nur dahin 
gingen, daß z. B. der aus dem Unfall entstandene Scha­
den zu ersetzen ist, und zur Ermittlung der Höhe des 
Schadens bestimmte Berechnungen, für die der Schieds­
kommissions-Beschluß keine Anhaltspunkte bietet, 
oder Schätzungen erforderlich wären.
Aus alledem ist die Schlußfolgerung zu ziehen, daß die 
Schiedskommissionen in ihren Beschlüssen bzw. in den 
zu protokollierenden Einigungen mehr als bisher auf 
eindeutige Festlegungen Wert legen sollten. Das be­
trifft vor allem die Angabe des Betrags einer zu lei­
stenden Geldzahlung, die Angabe der Zahlungstermine 
bei der Einräumung von Zahlungsfristen und die ge­
naue Bezeichnung einer Sache bei der Verpflichtung 
zur Herausgabe. Dadurch werden Schwierigkeiten bei

5 Im nicht veröffentlichten Urteil des Obersten Gerichts vom 
8. November 1963 — Za 26/63 — ist das für einen Fall aus­
gesprochen worden, in dem der Konfliktkommissions-Beschluß 
dahin lautete, daß dem Antragsteller nach bestimmten, im 
Beschluß bezeichneten gesetzlichen Vorschriften eine Treue­
prämie zusteht und eine Zahlung nach zweijähriger Tätigkeit 
ab 1. November 1959 zu erfolgen hat. Der zu zahlende Betrag 
war im Beschluß nicht genannt. Dieser enthielt jedoch in all­
gemeiner Form alle Angaben, die zur Errechnung des Betrags 
der von der Antragsgegnerin zu zahlenden Treueprämie er­
forderlich waren.

der Vollstreckbarerklärung und damit auch bei der 
Vollstreckung vermieden, und es wird Unklarheiten der 
Beteiligten vorgebeugt, die einer freiwilligen Erfüllung 
der Verpflichtungen entgegenstehen können.
Die Prüfung im Vollstreckbarerklärungsverfahren be­
zieht sich — wie sich aus Ziff. 33 SchK-Richtlinie ergibt 
— in erster Linie und umfassend darauf, ob der Be­
schluß den Vorschriften der SchK-Richtlinie entspre­
chend zustande gekommen ist und ob die Vollstreckung 
unter Berücksichtigung des Inhalts der übernommenen 
oder von der Schiedskommission auferlegten Verpflich­
tung zulässig ist. Bei dieser Prüfung sind auch die 
Ziff. 42, 56 SchK-Richtlinie zu beachten, nach denen vor 
der Schiedskommission erzielte und bestätigte Einigun­
gen nur dann für vollstreckbar erklärt werden können, 
wenn die Verpflichtung eine Geldforderung, eine Scha­
denersatzleistung, die Herausgabe von Sachen, die Vor­
nahme von Reparaturen, die Festlegung über die Wie- 
dergutmachung angerichteten Schadens oder die 
Erstattung von Auslagen zum Gegenstand hat.

Durch die entsprechende Anwendung der OG-Richtlinie 
Nr. 19 (Abschn. II Ziff. 10 und 11) ist auch für die Voll­
streckbarerklärung von Schiedskommissions-Beschlüs­
sen und Einigungen klargestellt, daß sich die materiell­
rechtliche Prüfung nur darauf zu erstrecken hat, ob 
wesentliche Prinzipien des sozialistischen Rechts und 
der Gerechtigkeit verletzt sind, und daß sie dort ihre 
Grenze findet, wo das Gericht erst in eine vollständige 
Prüfung der tatsächlichen und materiellrechtlichen 
Grundlagen des Beschlusses eintreten müßte, um der­
artige Verletzungen der sozialistischen Gesetzlichkeit 
festzustellen“. Bei einer Einigung kann sich ihrem 
Wesen entsprechend eine materiellrechtliche Prüfung 
ohnehin nur darauf erstrecken, ob sie mit den Grund­
sätzen des sozialistischen Rechts im Einklang steht.
Hinsichtlich der rechtlichen Wirkung der Versagung 
der Vollstreckbarerklärung stellt der Plenarbeschluß 
vom 20. Dezember 1967 (Abschn. V Ziff. 2) klar, daß die 
Versagung nicht zum Verlust des Anspruchs des Be­
rechtigten führt. Sie bedeutet vielmehr, daß die Sache 
durch die Schiedskommission nicht gelöst worden ist 
und der Berechtigte seinen Anspruch nunmehr beim 
Kreisgericht geltend machen kann. Dagegen ist nach 
Abschn. III Ziff. 4 OG-Richtlinie Nr. 19 für diesen Fall 
ein Einspruch gegen den Beschluß der Konfliktkom­
mission, unbeschadet seiner Rechtskraft, vorgesehen. 
Diese Regelung konnte für die Schiedskommissionen 
schon deshalb nicht übernommen werden, weil es gegen 
die Bestätigung von Einigungen gegenwärtig keinen 
Einspruch gibt.
Das gleiche gilt, wenn die Einigung nach Ziff. 42 SchK- 
Richtlinie nicht für vollstreckbar erklärt werden kann, 
z. B. wenn sich der Bürger verpflichtet hat, ein be­
stimmtes Verhalten zu unterlassen, und dieser Ver­
pflichtung nicht nachkommt6 7.
Die SchK-Richtlinie enthält keine Bestimmung über 
ein Beschwerderecht gegen die Entscheidung der Zivil­
kammer des Kreisgerichts über den Antrag auf Voll­
streckbarerklärung. Abschn. V Ziff. 3 des Plenar­
beschlusses legt fest, daß ein Rechtsmittel nicht gege­
ben ist. Damit ist klargestellt, daß ein Beschwerderecht 
auch nicht aus den Bestimmungen der ZPO hergeleitet 
werden kann. Die andere Regelung in der OG-Richt-

6 So auch Huribeck / Mörtl, NJ 1966 S. 484. Die gegenteilige 
Auffassung von M. Benjamin / Creuzburg (Die Übergabe von 
Strafsachen an die Konflikt- und Schiedskommissionen, Ber­
lin 1966, S. 172 fl.) ist aus den von Huribeck / Mörtl angeführ­
ten Gründen abzulehnen. Entgegen der Auffassung von Hurl- 
beck / Mörtl erscheint es mir allerdings nicht richtig, bei einer 
Neufassung der SchK-Richtlinie die Möglichkeit einer um­
fassenden materiellrechtlichen Überprüfung der Beschlüsse der 
Schiedskommissionen im Vollstreckbarerklärungsverfahren zu 
schaffen.
7 Vgl. Huribeck / Mörtl, NJ 1966 S. 485.
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